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Zeilſchrift a Verwaltung. 
Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Präuumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl.— 12 Mark. Bei gefälligen Beftelungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Lerwaltungsgerichtshefes gewünſcht wird. 


Inſeratt werden bifligft berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jewetligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Anhalt. die Form herrſchen zu laſſen, jagt, damit wird man allgemein 

Das beſte Ar legeſyſtem. (Von L. F. Seyffardt, Vorſttzender der einverſtanden ſein. Die Vertreter des Elberfelder Syſtems dürfen dieſe 
e edel Bes off N theoretiſche Wahrheit aber doch auch für ſich in Anſpruch nehmen. 
Mittheilungen aus der Praxis: Nicht das iſt von beſonderer Bedeutung, ob auf jeden Armenpflege n 


Die bloße Erwähnung (Anführung des Titels) einer verbotenen Druckſchrift in 3, 4 oder 6 Fälle kommen, ob die Stadtcaſſe oder der Armenpfleger 
einer anderen Druckſchrift iſt nicht 2 ſich ſchon ein Verſuch ſtrafbarer Ver⸗ die Unterſtützungen auszahlt, ob. blos Geld⸗ oder Geld⸗ und Natural⸗ 


breitung der erſteren. (O 24 P. G) — Zum P3000 der „Beſprechung Verpflegung gewährt wird, ob die Controlen etwas ſchärfer oder 
politiſcher Tagesfragen“. (88 13 und 11, Abſ. 1 P. G 15 ’ ’ i z g . l 0 
anne der Gemeinde zur Zahlung der Schubkoſten für eine von ihr als weniger ſcharf eingerichtet werden, ob die Maximal-Unterſtützungsſätze 


Schubbehörde vorgenommene geſetzwidrige Abſchiebung. etwas höher oder niedriger gegriffen ſind u. ſ. w. — das iſt Alles 
Prüfung der Geſetzlichkeit einer Abſchiebung anläßlich der Koſtenfrage. nur Form, die nach den „eigenartigen Verhältniſſen“ der verſchiede en 
Ungeſetzlichkeit der Abschiebung eines unmündigen Knaben, welcher in Beglei⸗ Gemeinden, nach der größeren oder geringeren Verkommenheit der 

tung feiner mit einem Ausweiſe verſehenen Eltern in die Gemeinde, welche unterſten Schicht, nach den Lebens⸗ und Arbeits⸗Gewohnheiten der 


ihn beanſtändete, gebracht wurde, . x 1 
ee hetund⸗Bevördnün gen ee überhaupt, ſowie nach der längeren oder kürzeren Sthulung 
legen ar 5 E — = > 


Perſonalien. 
Erledigungen. 


Das beſte Armenpflegeſyſtem.) 
(Von L. F. Seyffardt, Vorſitzender der Armen verwaltung! 


Der in der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung 
„Welches Armenpflegeſyſtem iſt das beſte ? 
Herrn Bürgermeiſters Baecker zu 
Ausführungen auf den erſten An 
der gleichfalls von der „Deutſche 
„Dus Elberfelder Armenpflegeſy 
cougreß, der dahin ſchlüſſig 

stellung Aräßerer Verbände in 


ENR 
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dem Behufe das Studium einer Armenordnung, die ſich zu dem Elber⸗ halte des erſten Capitels vom 1. Jänner 1883 des Werkes „1 
felder Syſteme bekennt, wohl zu empfehlen fein. Es wäre doch nicht chivio storico per Trieste, I'Istria ed il Trentino diretto do 
unmöglich, daß das bei den kleinen Gemeinden und Gutsbezirken im S. Morpurgo col A. Zenatti“ die Momente des Verbrechens der 
Oſten ſo gebräuchliche, aber auch bei den rheiniſchen Sammtgemeinden Störung der öffentlichen Ruhe vorkommen und hat deswegen die Be⸗ 
gelegentlich vorkommende Abſchieben der Hilfsbedürftigen dem einen oder ſchlagnahme des Capitels beſtätigt und deſſen weitere Verbreitung ver⸗ 
anderen der Gemeindedeputirten von Neuſtadt plauſibel erſchiene. Nicht boten. 
viel anders liegt es mit den Einrichtungen, die Herr Baecker in Dorp⸗ Deſſenungeachtet wurde in der Nr 5 vom 1. März 1883 
Solingen eingeführt hat. Auch da dürfte es wohl nicht mehr als der politiſchen Druckſchrift „la Provincia dell’ Istria“ das Erſcheinen 
2 Percent Unterſtützungsberechtigte, alſo 240 Seelen geben für die des obgenannten Capitels angekündigt, und zwar auf folgende Weiſe: 
13 Pfleger, welche je für 18 Seelen oder 4 bis 6 Poſitionen angeſtellt „Pubblicazioni L’archivio storico per Trieste, Istria ed il Tren- 
find. Eine individuelle Behandlung iſt auch hier gewährleiſtet; es gibt tino, Faseicolo 1. Genajo 1883 contiene: (folgt die Aufſchrift des 
ein entſcheidendes Collegium, Maximal⸗Unterſtützungsſätze, eine ftändige Capitels). In der nämlichen Zeitſchrift find noch zwei Artikel erſchienen, 
Controle von Seiten der Pfleger, hier Deputirte genannt, eine außer⸗ der erſte betitelt „Francesco Hermes“ und der zweite „Funerali“, 
ordentliche Controle durch gewiſſe dazu erwählte Stadtverordnete, in welchen die Verdienſte des kurz vorher verſtorbenen Hermes als 
entſprechend den anderwärts beliebten Reviſionen der ſtädtiſchen Depu⸗ „patriotiſchen Kämpfers“ beſprochen werden. Nach dem Programme des 
tationen, — Alles, wie es in den Ordnungen nach Elberfelder Syſtem Journals waren aus demſelben die politiſchen Nachrichten ausgeſchloſſen. 
vorgeſehen iſt. Der Gerichtshof hat deshalb den Redacteur und Drucker mit Urtheil 
Worin ſoll denn nun der Unterſchied zwiſchen dem Dorper und vom 26. Juli 1883, 3. 199/1673, des verſuchten Vergehens des 
dem Elberfelder Syſteme beſtehen? Die Auszahlung durch die Stadt⸗ § 24 P. G. im Sinne der 88 8 und 289 St. G. und der Ueber⸗ 
caſſe und nicht durch die Pfleger dürfte zwar nicht ein verbeſſerter tretung des § 11 P. G. ſchuldig erkannt. 


Modus ſein, da ſie den auf Selbſthilfe unabläſſig hinzuweiſenden Deren Vertheidiger hat die Nichtigkeitsbeſchwerde eingebracht und 
Armen unnütz als ſolchen öffentlich hinſtellt, ebenſo durch Herrn Baecker dieſelbe auf den $ 281, Z. 9, a, b und Z. 10 geſtützt. 
unzutreffend motivirt ſein, da das perſönliche Geben für den Mann, Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 21. December 


der die Verhältniſſe unterſucht hat, nicht unangenehm iſt; aber einen 1883, 3. 11.205, zu Recht erkannt: Der Nichtigkeitsbeſchwerde wird 
Gegenſatz zum Elberfelder Syſteme bietet fie darum doch nicht. Die theilweiſe ſtattgegeben und theilweiſe wird ſelbe verworfen, das Urtheil 
„Beſtimmung, daß die Anträge auf Bewilligung von Unterſtützungen des Landesgerichtes in Trieſt vom 26. Juli 1883, 8. 1673, wird 
lediglich beim Bürgermeiſter zu ſtellen find, widerſpricht zwar auch nicht in dem Theile, womit die Angeklagten Nicolo de Madonizza qm. Pietro, 
dieſem Syſteme, wohl aber dem Grundſatze, daß der höchſte Verwaltungs⸗ verantwortlicher Redacteur der in Capo d'Iſtria erſcheinenden Druck⸗ 
beamte auch ſchon im kleinen Gemeinweſen ſich in Acht nehmen müſſe, ſchrift „La Provincia“, und Carlo Priora, Typograph in Capo 
Alles ſelbſt zu thun, Alles ſelbſt vertreten zu wollen. Beſonders d'Iſtria, des im S 24 P. G. vorgeſehenen und beſtraften Vergehens, 
tüchtige und fleißige Bürgermeiſter werden dadurch allerdings nicht im jedoch nur als Verſuch im Sinne der 88 8, 239 St. G., begangen 
Detail untergehen, bilden aber naturgemäß nicht die Mehrheit. Herr dadurch, daß ſie .... verſucht haben, eine Druckſchrift, ungeachtet 
Biiecker ſcheint aber, ohne es ſpeciell auszuſprechen, in der ausſchließlichen des durch richterliches Erkenntniß ausgeſprochenen, gehörig kundgemachten 
Berechtigung des Bürgermeiſters, Unterſtützungsanträge entgegenzunehmen, Verbotes, weiter zu verbreiten, ſomit eine zur wirklichen Ausübung 
einen Schutz der mittleren und kleineren Gemeinden gegen ſteigende des Delictes führende Handlung unternommen haben, deren Vollbringung 
Armenausgaben zu finden, da er nicht glaubt, bei den — 48 mit den nur wegen Dazwiſchenkunft fremder Hinderniſſe unterblieben iſt, ſchuldig 
erkannt worden ſind, ſowie im Punkte der Strafe und im Ausſpruche 
betreffs der Proceßkoſten behoben, und die Angeklagten Nicolo de Ma⸗ 
za und Karl Priora von der wegen dee Factums gegen 
hobenen Anklage wegen des im § 24 P. G. vorgeſehenen und 
en Vergehens losgezählt; das Urtheil des Landesgerichtes in 
m 26. Juli 1883, Z. 1673, inſoferne dieſelben Angeklagten 
al. 1 P. G. vorgeſehenen und beſtraften Uebertretung 
Wen ‚ind, wird feſtgehalten u. ſ. w. — Gründe: 

werde der Angeklagten iſt gegen das Erkennt⸗ 

gerichtet, inſoferne fie zufolge desſelben 
Vergehens (mit Einſchränkung der 
nul wurden, ferner dagegen, daß 
P. G. ſchuldig erkannt wurden. 
Urtheil, inſoweit es das Ver⸗ 
nit den Nichtigkeitsgründen des 


AOL. P. O. E Wil 


vaterländiſchen Literatur zu beſchäftigen hatte und Localnachrichten mit 
Ausſchluß der politiſ chen brachte; ferner, daß in dem an der Spitze 
der Nr. 5 der in Rede ſtehenden Druckſchrift vom 1. März 1883 
erſchienenen Artikel „F. Hermes“ und „Funerali“ der Kampf, welcher 
ſich in Trieſt für die italieniſche Nationalität abſpielt und auch im 
Namen der Provinz geführt werden ſoll, ferner der Antheil, welchen 
Hermes an jenem Kampfe und an dem für die Freiheit hatte, berührt 
wird; daß darin von den Parteilichkeiten und Verfolgungen, welche 
Hermes zu erdulden hatte, von ſeinem Antheile an der Gründung der 
politiſchen Geſellſchaft Progresso geſprochen wird; daß darin der 
wahre Patriotismus gerühmt wird, dagegen der von der feilen Lüge 
beräucherte mit Verachtung genannt und im Allgemeinen jene Eigen⸗ 
ſchaften Hermes' hervorgehoben werden, welche ihm auf politiſchem Ge⸗ 
biete Bedeutung verliehen; ſo zeigt ſich, daß mit ſolchen Artikeln 
zweifellos das politiſche Gebiet betreten wurde, weil die daſelbſt berührten 
Fragen und Streitpunkte ihrem Weſen nach politifcher Natur ſind, daß 
dagegen die Einwendungen der Angeklagten, man müſſe zwiſchen Politik 
und Politik unterſcheiden, die Politik, welche ſich lediglich auf ein für 
die Stadt oder Provinz, in der es vorgefallen, intereſſantes Factum 
beziehe, ſei nicht Politit im ſtrengen Sinne des Wortes, ſondern bloße 
Localnachricht im Sinne des angezeigten Programmes, fie hätten ſich 
ferner vorbehalten, Mittheilungen von localem Charakter zu veröffent⸗ 
lichen, nicht ſtichhältig ſind, weil das Preßgeſetz da, wo es von politi⸗ 
ſchen Zeitſchriften ſpricht, dieſe Unterſcheidung nicht gemacht hat, viel⸗ 
mehr jene Druckſchriften politiſche nennt, welche politiſche Tagesfragen 
beſprechen, daß alſo das Erkenntnißgericht dadurch, daß es die Angeklagten 
der im § 11, Abf. 1 P. G. vorgeſehenen Uebertretung ſchuldig erkannte, 
das im conereten Falle zur Anwendung kommende Geſetz richtig an⸗ 
gewendet hat. — In der Erwägung, daß rückſichtlich des im § 24 
P. G. vorgeſehenen Vergehens dieſe Geſetzesſtelle ſolgendermaßen lautet: 
„Wer eine Druckſchrift ungeachtet des durch richterliches Erkenntniß 
ausgeſprochenen, gehörig kundgemachten Verbotes, oder wer wiſſentlich 
eine mit Beſchlag belegte Druckſchrift weiterverbreitet oder deren Inhalt 
durch den Druck veröffentlicht, macht ſich eines Vergehens ſchuldig ..“; 
in der Erwägung, daß es fich im vorliegenden Falle darum handelt, 
daß mit Entſcheidung des Landesgerichtes Trieſt vom 20 Februar 
1883, 3. 1255, ordnungsmäßig kundgemacht im amtlichen Theile des 
„Osservatore Triestino“ Nr. 44 vom 23. Februar 1883 erklärt 
wurde, „der Inhalt der ausländiſchen Druckſchrift „Archivio storico 
di Trieste, I'Istria ed il Trentino“, Band II, Jänner 1883, 
Heft 1, Rom, Druck von Artero, enthalte den objectiven Thatbeſtand 
des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe nach § 65, lit, a, 
die verfügte Beſchlagnahme werde beſtätigt und die Weiterverbreitung 
werde verboten“, daß dieſe Entſcheidung wegen verſchiedener Säße auf 


Seite 22, 24, 40 und 100 erfloß, und daß die periodiſche Druckſchrift 


„la Provincia“ die Inhaltsangabe, d. h. die Titel, der im Hefte 1 

des vorgedachten „Archivio storico“ enthaltenen Artikel brachte; in 

der Erwägung, daß 8 6 P. G. folgendermaßen lautet: „Als Ver⸗ 

breitung kann im Sinne dieſes Geſetzes nur der Vertrieb, Verſchleiß 

oder die Vertheilung von Druckſchriften, ſowie das Anſchlagen, Auf⸗ 

Bunge oder Auflegen derfelben an öffentlichen Orten, in Leſevereinen, 
f 


lung taxativ anfzählen wille 


as als „Verbrei⸗ 
zung nicht be⸗ 
kündigung 


reitung 
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liegend ungen der werden, daher derſelbe auch umker keine 
an dal. angeſehen N “ und daß das Geſetz mit dem 


cember 1872, 8. 8858, 


wird, daß dieſe Druckſchrift Verbreitung finden möge, — bemerkt werden 
muß, daß durch das Erkenntnißgericht nicht feſtgeſtellt wurde, die 
Angeklagten hätten die Abſicht gehabt, eine der im $ 6 P. G. vorge⸗ 
ſehenen Verbreitungsarten zu begehen, oder es wäre ihnen eine derartige 
Abſicht Anderer bekannt geweſen, und es hätte der Bericht über den 
Inhalt der Druckſchrift in der ineriminirten Nummer dazu dienen ſollen, 
eine derartige Abſicht auszuführen oder zu unterſtützen, daß man dies 
aus der bloßen Erwähnung oder Ankündigung nicht ableiten, dies viel⸗ 
mehr blos die Folge nach ſich ziehen kann, daß der Leſer zur Kennt⸗ 
niß von dem Beſtande einer verbotenen Druckſchrift gelangt, welche 
Folge aber auch unvermeidlich aus der vorgeſchriebenen Veröffentlichung 
des Verbotes hervorgeht: iſt dargethan, daß im vorliegenden Falle nicht 
von der Verbreitung und Veröffentlichung des Inhaltes einer verbotenen 
Druckſchrift die Rede fein kann, daß das Geſetz offenbar unrichtig 
angewendet wurde, wenn die Angeklagten wegen des in Rede ſtehenden 
Thatbeſtandes des Vergehens nach $ 24 P. G. jedoch blos des Ver⸗ 
ſuches hiezu gemäß 88 8 und 239 St. G. ſchuldig erkannt wurden, 
und daher die Angeklagten von der diesfalls gegen ſie erhobenen An⸗ 
klage freigeſprochen werden mußten. 


Verpflichtung der Gemeinde zur Zahlung der Schubkoſten für 
eine von ihr als e vorgenommene geſetzwidrige Ab⸗ 
ng. 
Prüfung der Geſetzlichkeit en r Abſchiebung anläßlich der Koſten⸗ 
age. 

Ungeſetzlichkeit der Abſchiebung f Ane unmündigen Knaben, welcher 
in Begleitung ſeiner mit einem Ausweiſe verſehenen Eltern in 
die Gemeinde, welche ihn beanſtändete, gebracht wurde. 

Das Kreisgericht T. hat unterm 16. November 1881 dem 
Stadtgemeindevorſtande T. mitgetheilt, daß mit den dem Straf⸗ 
gerichte eingelieferten Eheleuten Johann und Suſanna P., laut Arbeits⸗ 
bücher nach R. zuftändig, auch ein taubſtummer, angeblich 8 „ Jahre 
alter Knabe, der Ludwig heißen und Sohn dieſer Eheleute ſein ſoll, 
vorgeführt wurde. 

Nachdem die genannten Eheleute in Haft genommen werden 
mußten, wurde der Knabe dem Gemeindevorſtande zur weiteren Ver⸗ 
anlaſſung mit dem Beiſatze — . 8 aus den Arbeitsbüchern 
der Eheleute P. nicht erſichtlich ſei, daß ſie ein Kind bei ſich hätten. 

Der Gemeindevorſtand der Stadt T. fällte ſofort das Schub⸗ 
erkenntniß doo. 17. November 1881, 3. 1033, worin erkannt wird, 
daß Ludwig P., 8¼ Jahre alt, taubſtummer Sohn der inhaftirten 
Eheleute Johann und Sufanna P., laut des väterlichen Arbeitsbuches 
nach R. zuſtändig, ausweis⸗ und beſtimmungslos, ohne Erwerb 
und Einkommen, nach § 1, lit. o des Geſetzes vom 27. Juli 1871 
mittelſt Schubes in ſeinen Heimatsort inſtradirt wird. L 

Die Landesbuchhaltung in P. beanſtändete den hieraus er waere 
Betrag von 25 a 83 kr., da bei einem 8 Jahre alten Fraben 
keiner der im Fl des Geſezes angeführten enge vor⸗ 

edingung 
als Schübliug * werden kaun, Aff Folge deſſen auch der Landes⸗ 
ausſchuß in P. die Landesregierung um die Here gagüng des vor⸗ 


erwähnten Beteanges exſuchte. 


Vas Bürgermeiſteramt in T. äußerte I. diesfalls dahin, daß 
Unter den obwaltenden Verhältniſſen die Heimweiſung des Ludwig P. 
erfolgen mußte; das Gefetz enthalte bei den Abzuſchiebenden keine 
Altersbefkiinmung; die Kundmachung der Landesregierung vom 2. De⸗ 
normire ſogar die Schubverpflegsgebühren 
für Kinder unter 12 Jahren und P. ſei ausweis⸗ und beſtimmungs⸗ 
los geweſen. 0 
Der Bezirkshauptmann in T. erkannte unterm 3. Jänner 1883, 


5 26, daß er nach Einſicht der Acken keine Veranlaſſung finde, die 


ste ſtehende Abſchiebung als gefetzwidrig zu erklären. 
E Landesausſchuß in P. ließ ſich nun die bezüglichen Ver⸗ 
E mittheilen und erneuerte unterm 28. April 1883, 
Begehren um Erſatz der fraglichen Schubkoſten, indem 
en der Gemeinde T. entgegenhielt, daß § 1 des 
AZAden Falle doch nicht anwendbar ſei, da unter 
A nur ſolche Perſonen verſtanden werden 
hen Aufenthalts- oder Reiſedoeumenten 
ine Behörde einem 8½ Jahre alten 
folgt, könne dieſer Paragraph auf 
gehe um fo deutlicher aus der 


5 


eh DE 


weiteren Textirung dieſes Paragraphen hervor, wo von Beſtimmungs⸗ Nr. 4. Ausgeg. am 13. Jänner. 


loſigkeit, vom Mangel an Einkommen und von erlaubtem Erwerbe die Zeitungsverkehr mit dem deutſchen Reichspoſtgebiete. H. M. Z. 97. 
Rede iſt, ſonach von einer Beſchäftigung, einem Berufe, zu welchem 5. Jänner. 

mindeſtens ausgebildete körperliche Kräfte, dann aber auch die Mög⸗ Aenderung im Fahrpoſttarife „Portugal“. H. M. Z. 555. 5. Jänner. 
lichkeit der Selbſtbeſtimmung gehört, u. ſ. w. Die Abſchaffung des Nr. 5. Ausgeg. am 14. Jänner. 

Ludwig P. hätte daher im Wohlthatswege ſtattfinden ſollen. Die an⸗ Verbot der Zeitſchrift: „Hlas“. H. M. 3. 1325. 13. Jänner. 

gerufene Kundmachung des Landespräſidiums vom 2. December 1872, Errichtung eines Poſtamtes in Eleonorenhain. H. M. Z. 43.217 ex 1882. 


3. 8858, könne nur den Fall vor Augen haben, daß Kinder in Be- 10. Jänner. 
gleitung Erwachſener im Schubwege beſördert werden. Errichtung von königl. ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 43.217 ex 1882. 

Das Bürgermeiſteramt T. bemerkte hierüber, daß der Erſatz der 10. Jänner. 
fraglichen Abſchiebungskoſten nur die Heimatsgemeinde treffen könne, 
weil die Nothwendigkeit der Heimweiſung, ſei es mit Schub oder im 
Wohlthatswege, außer Zweifel ſteht und vom Landesausſchuſſe in P. ſelbſt 
zugegeben werde. 

Die Landesregierung hat hierüber mit Erlaß vom 14. Juni 
1883, 3. 5384, die Stadtgemeinde T. als zur Zahlung der in Rede 
ſtehenden Schubkoſten verpflichtet erkannt, „weil nach den vorliegenden 
Verhandlungsacten der 8 ¼ Jahre alte Knabe Ludwig P. in Beglei⸗ 
tung ſeiner Eltern, welche mit einem von ihrer Heimatsgemeinde aus⸗ 
geſtellten Arbeitsbuche verſehen waren, nach T. gekommen iſt, und der⸗ 
ſelbe von dem Kreisgerichte nur aus Anlaß der Inhaftirung der Eltern 
wegen Verbrechens des Diebſtahles dem T.'er Stadtgemeindevorſtande 
übergeben wurde, hiemit zu der Abſchiebung dieſes Knaben in ſeine 
Heimat kein geſetzlicher Grund vorlag und das diesfalls gefällte Schub⸗ 
erkenntniß ordnungswidrig erſcheint.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte der Gemeindevorſtand von T. 
den Miniſterialrecurs ein. In demſelben wurde ausgeführt, daß der 
fragliche Knabe in T. nicht belaſſen werden konnte, vielmehr in 
ſeine Heimat, die durch das Arbeitsbuch der Eltern erwieſen war, zur 
weiteren Verſorgung geſendet werden mußte, der $ 1 des Schubgeſetzes 
auf ihn volle Anwendung finde und eine Beſchränkung in Bezug auf 
das Alter nicht exiſtire. Die Eltern ſeien nicht in T., ſondern in dem 
nahen Dorfe T aufgegriffen worden, alſo nicht freiwillig nach T. 
gekommen; die Landesregierung ſage nicht, was unter „der weiteren 
Veranlafſung“ zu verſtehen ſei, was mit dem Knaben hätte eigentlich 
geſchehen ſollen. 

Das Miniſterium des Innern entſchied unterm 30. September 
1883, 3. 13.412, daß es dem Miniſterialrecurſe aus den Motiven 
der angefochtenen Entſcheidung keine Folge gebe, und fügte bei, daß Erledigungen. 

im vorliegenden Falle die Beſtimmung des $ 28 des Heimatsgeſetzes | Zollamtsofficialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Aſſiſtentenſtelle in der 
maßgebend war, was die Benützung der allenfalls beſtehenden Einrich⸗ eilſten Rangsclaſſe beim k. k. Hauptzollamte in Wien gegen Caution, bis Ende 
tungen von Wohlthätigkeitsfuhren ſelbſtverſtändlich nicht ausſchließe. April. (Amtsbl. Nr. 65.) 
P. Zwei Forſtinſperkionsadiunctenſtellen in der zehnten Rangsclaſſe bei der 
politiſchen Verwaltung iu Steiermark mit Reiſepauſchale per 350 fl. und Kanzlei⸗ 
pauſchale per 36 fl. jährlich, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 65.) 
Forſttechnikerſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Salzburg mit der 


Nr. 6. Ausgeg. am 19. Jänner. 

Vorgang im Falle der Uneinbringlichkeit der Gebühren für ein nach⸗ 
geſendetes internationales, oder für ein vom Meere hergekommenes ſemaphoriſches 
Telegramm. H. M. Z. 42.736 ex 1882. 3. Jänner. 

Errichtung des mit dem Telegraphendienſte combinirten k. k. Etapen⸗ 
Poſtamtes Nr. III in Celebie (Bosnien). H. M. Z. 292. 9. Jänner. 

Nr. 7. Ausgeg. am 20. Jänner. 

Aenderungen im Brieſpoſttarife. H. M. Z. 763. 9. Jänner. 

Auflaſſung des Poſtamtes Oſſeglie. H. M. Z. 51. 13. Jänner. 

Aenderungen in den Fahrpoſttariſen „Aſien“, „Auſtralien“ und „Afrika“. 
H. M. 3. 42.643 ex 1882. 14. Jänner. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den wirklichen geheimen Rath Ferdinand Grafen 
Trauttmansdorff⸗Weinsberg zu Allerhöchſtihrem Oberſtkämmerer ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe und Vorſtande des 
Rechnungsdepartements der Landesregierung in Salzburg Franz Grinzenberger 
den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Steuer⸗Oberinſpector Guſtav 
Schindelka taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Honorar Viceconſul Johann Marichich in 
Volo, ſowie dem Honorar⸗Kanzler Alexander v. Crippa in Mailand den Titel 
eines Honorar⸗Conſuls, beziehungsweiſe Honorar⸗Viceconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen Gerenten der Honorar⸗Viceconſulates 
in Serres A. Haggi⸗Dimo zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Nareiß Bleſſich zum Statthaltereiſecretär in Dalmatien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungsinſpector Heinrich Czernowitz 
zum Evidenzhaltungs⸗Oberinſpector zweiter Claſſe im Küſtenlande ernannt. 


N Geſetze und Berordnungen. zehnten Rangsclaſſe, Reiſepauſchale von 400 fl. jährlich und 36 fl. Kanzlei⸗ 
5 pauſchale, bis 5. April. (Amtsbl. Nr. 65.) 
1883. J. Semeſter. 5 Secundararztesſtelle bei der niederöſterreichiſchen Landes⸗Findelanſtalt zu 
\ 0 2 ien mit 600 fl. Gehalt und Naturalwohnung, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 66.) 
Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ Inſpectorsſtellen bei den k. k. Tabakhauptfabriken in Wien, Rennweg, 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. Fürſtenfeld, Linz und Göding in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis Ende April. 


(Amtsbl. Nr. 66.) 
Forſtaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Salz⸗ 


Nr. 1. Ausgeg. am 6. Jänner. 
Eröffnungstermin für den Beginn des Poſtſparcaſſendienſtes bei den als burg mit der eilften Rangsclaſſe, eventuell Forſtelevenſtelle 
Sammelſtellen beſtimmten Poſtämtern. H. M. Z. 43.321. 29. December. bis Ende April. (Amtsbl. Nr 6 
Nr. 2. Ausgeg. am 10. Jänner. mit der en Nun 
Befreiung der Correſpondenz des k. k. Poftiparcafjenamtes in Wien und 
feiner Organe mit den Spareinlegern von der Beſtellungs⸗, rückſichtlich Einſammlungs⸗ 
gebühr. H. M. Z. 40.877 ex 1882. 6. Jänner. 
Errichtung des k. k. Militärpoſtamtes Nr. III in Bosniſch⸗Gradiska 
(Bosnien). H. M. Z. 41.753. 28. December. 
Behandlung der Poſtaufträge an Perſonen, über deren Vermögen Coneur 
eröffnet worden iſt. H. M. Z. 43.145 ex 1882. 2. Jänner. 5 
Nr. 3. Ausgeg. am 12. Jänner. 
Hinausgabe der Poſtſparkarten mit deutſchem Texte. H. I 
22. December. 
Feſtſetzung des Poſtrittgeldes im königl. ungariſche, 
I. Semeſter 1883. H. M. Z. 43.691 ex 1882. 3. J 
Zulaſſung von Correſpondenzkarten mit 
mit Großbritannien incluſtve Malta, Gz 
Tanger in Marocco. H. M. Z. 48.42 
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